
gehört. Trotz aller Sammlung geschichtlicher Fak
ten ist eine solche „Geschichte“ zutiefst ungeschicht
lich. Indem man die erreichte Form für endgültig 
erklärte, löste man sie aus dem Geschichtsprozeß 
heraus und räumte sich selbst einen Platz außer
halb der Geschichte ein. So aber hat man schon mit 
der Geschichte gebrochen, sich den Zugang zu der 
Wirklichkeit versperrt. An Stelle der unbefangenen 
Forschung des geschichtlichen Prozesses tritt die Be
schreibung der Form des bestehenden Staates und des 
bestehenden Rechts. Die unendlich vielen bedingenden 
Glieder, die d i e s e n  Staat und d i e s e s  Recht 
hervorbringen und ihr Dasein bedingen, der ganze 
gewaltige Unterbau, auf dem sie schwimmen wie die 
Kruste auf der Lava, verschwindet aus dem Ge
sichtsfeld des Forschers. Damit aber verschwindet 
die Wirklichkeit selbst. Die „Forschung“ wird ein 
bloß spontanes, unreflektiertes Reagieren auf Ober
flächenerscheinungen.

Es darf allerdings nicht übersehen werden, daß 
diese Oberflächenerscheinungen, d. h. die zur Herr
schaft gekommene Form in Staat und Recht, Ge
sellschaft und Wirtschaft eine ungeheure Macht auf 
Leben und Bewußtsein der Menschen ausüben; sie 
drängen sich gebieterisch dem Einzelnen auf. Nicht 
der politische und rechtliche Druck ist es, in dem 
diese Macht hervortritt, viel stärker wirkt die Ge
wohnheit des Alltags und die sich darauf grün
dende Tradition; sie werden zur Achse des alltäg
lichen Lebens, um das sich alles dreht. Sie nehmen 
die Formen einer höheren Macht an, deren Gesetz
mäßigkeit man nicht durchschaut und gegen die 
jede Auflehnung sinn- und zwecklos erscheint. Der 
Einzelne lebt sich in die bestehenden Beziehungen 
ein; er nimmt sie nolens volens als die unabding
bare Notwendigkeit, als das „Schicksal“ hin und 
ordnet sich ihnen unter, sie werden zum Normal
zustand des Lebens. Und in demselben Maße, in 
dem so im wirtschaftlichen, rechtlichen und staat
lichen Leben die herrschenden Formationen sich 
faktisch durchsetzen, werden sie in der Theorie zu 
„Tatsachen“, zu dem unabänderlichen Fundament 
auf dem die Gesellschaft aufbaut.

Aber nicht nur in der Praxis beugt sich der Ein
zelne den faktisch bestehenden Zuständen, auch das 
herrschende Bewußtsein, die herrschende Theorie 
beugen sich ihnen, sie kapitulieren vor der herr
schend gewordenen Ordnung.

Die bestehenden Zustände der staatlichen, recht
lichen und gesellschaftlichen Verhältnisse werden 
zum Ausgangspunkt, zur Grundlage der Rechts- und 
Staatslehre; sie sind nicht mehr ihr Gegenstand. 
Anstatt den bestehenden Zustand der Verhältnisse 
auf die ihn bedingenden Kräfte zu untersuchen, 
die konkrete Konstellation der gesellschaftlichen 
Verhältnisse aufzuzeigen, die diesen Zustand hervor
riefen und die sein Dasein bedingen, wird er als 
unabdingbar hingenommen und damit in seiner 
Existenz gerechtfertigt. Indem die Wissenschaft so 
die Existenzberechtigung des bestehenden Zustandes 
nicht in Zweifel zieht und keines Beweises für be
dürftig erachtet, wird sie zu nichts anderem als 
einem rankenden Blumengeflecht, das um diese Zu
stände gewunden wird, um seine innere Substanz 
unsichtbar zu machen. Denn in derselben Weise wie 
die Oberfläche beschrieben, geglättet, ausgeschmückt 
wird, verschwindet der Kern aus dem Gesichtsfelde. 
Die Wissenschaft verfällt in die Apologetik.

Auf diese Oberflächenerscheinungen — die dann 
als „Rechtstatsachen“ gesammelt werden — kon
zentrierte sich die rechtsgeschichtliche Wissenschaft 
des ausgehenden 19. und des beginnenden 20. Jahr
hunderts. Sie sah ihre Aufgabe nicht in der Er
forschung der konkreten gesellschaftlichen und ge
schichtlichen Verhältnisse, die diese „Rechtstat

sachen“ hervorgebracht haben. Statt das Recht als 
den Ausdruck der wirklichen Zustände zu sehen, 
betrachtete man die gesellschaftlichen Zustände, das 
reale Leben der Menschen als die Verwirklichung 
dieser Rechtsformen. Die ausgereiften Schlangen
häute, die zum Abstreifen reif waren, nicht der 
lebendige Organismus waren der Gegenstand der 
Betrachtungen. Es ist klar, daß man sich damit 
das Verständnis für den lebendigen Prozeß der 
Geschichte versperrte.

m.
Nicht die Aufhäufung neuer „Rechtstatsachen“ 

tut heute vor allem not; not tut die Erarbeitung 
der Geschichtlichkeit des Rechts, not tut, den Weg 
von der Rechtsnorm zur Wirklichkeit des gesell
schaftlichen Lebens zu finden. M i 11 e i s nennt 
seinen Aufsatz „Rechtsgeschichte und Gegenwart“ 
und betont damit klar, daß er nicht die Rechts
geschichte um der Geschichte willen zu treiben 
wünscht, sondern um des besseren Verständnisses 
der Gegenwart willen. Er will das Recht nicht nur 
als Abspiegelung der bestehenden Zustände, son
dern als Gestalter der Gegenwart erneuert wissen. 
Die Rechtswissenschaft soll helfen, die großen 
Probleme, die vor uns stehen, zu lösen. Die Frage 
nach dem Wesen des Rechts, seinem Inhalt, seiner 
Richtung und auch nach seiner Form aus der Ge
schichte zu lösen, das ist in der Tat ein für unsere 
Rechtslehre neuer ■ Gedanke. Bisher war die Rechts
geschichte die Lehre von dem alten, früheren, ge
schehenen Recht, jetzt soll die Geschichte ein Mittel 
werden, um das Wesen des Rechts selbst zu deuten. 
Die Geschichte soll an die Stelle der Philosophie, 
der Psychologie, der formalen Logik treten, aus 
denen bisher die Rechtswissenschaft schöpfte.

Es darf indessen nicht übersehen werden, daß 
dieser Weg nur dann zum Erfolg führen kann, wenn 
er konsequent zu Ende gegangen und das geschicht
liche Wesen des Rechts allseitig bis in seine letzten 
Wurzeln entwickelt wird.

Hier allerdings weist die Mitteis'sche Konzeption 
gewisse Mängel auf. Bei allem Ringen um die 
Geschichtlichkeit des Rechts will M i 11 e i s doch 
eine besondere juristische Methode erhalten wissen. 
Er treibt seinen Geschichtsbegriff ganz nahe an 
H e g e l  heran, bis an die Schwelle einer echten 
Dialektik, aber er zuckt doch wieder zurück und 
will das Recht nicht in den dialektischen Prozeß 
der Geschichte aufgehen lassen.

M i 11 e i s schreibt:
„Wenn für irgendeinen Zweig der Geschichts
wissenschaft, so hat für sie (die Rechtsgeschichte) 
das Wort H e g e l s  volle Geltung, daß die Ge
schichte der Weg zur Freiheit und zum Bewußt
sein davon ist. Zumindest ist diese berühmte These 
für sie als Arbeitshypothese brauchbar.“

Dabei ist keineswegs in Abrede zu stellen, heißt 
es an anderer Stelle,

„daß die Rechtsgeschichte ihr spezifisches Ziel fest 
im Auge behalten und es mit der ihr eigentüm
lichen, das kann aber nur heißen mit der j u r i 
s t i s c h e n  Methode zu erreichen versuchen muß.“

M i 11 e i s sieht also spezifische Ziele der Rechts
geschichte. Diese ist ihm nicht identisch mit der 
allgemeinen Geschichte; er fordert Bewahrung der 
spezifischen juristischen Methode! Die Geschichte 
soll nur Arbeitshypothese sein, zur besseren Er
gründung des Rechts. Die Entwicklung des Rechts 
wird also nicht als Entwicklung des Geschichts
prozesses selbst betrachtet; das Recht bleibt eine 
besondere Kategorie neben der Geschichte.

„Aber die Rechtsvernunft — schreibt M i 11 e i s — 
beherrscht als regulative Idee jedes empirische,
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